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menschlichen Gebrauch fest-
gelegt wurde. Demnach sind
künftig 100 Becquerel pro
Liter Tritium im Trinkwasser
zulässig. Andere Radionuklide
werden in einer Gesamtmenge
bis 0,1 Millisievert pro Jahr
zugelassen, wobei Tritium,
Kalium-40, Radon und Ra-
donzerfallsprodukte bei der
Berechnung unberücksichtigt
bleiben sollen. Die neue Ver-
ordnung tritt jedoch „im Ein-

klang mit dem EU-Recht nach
einer Übergangsfrist“ erst am
1. Januar 2003 in Kraft. Des-
halb gelten zumindest bis
dahin die Vorgaben der
Strahlenschutzverordnung
(StrlSchV) ohne weitere Ein-
schränkungen und das bedeu-
tet 1 Milliarde Becquerel Tri-
tium pro Liter Wasser gemäß
der Freigrenzenregelung (§ 8
StrlSchV, Anlage III, Tab. 1,
Sp. 3) und 1 Million Becque-

rel Tritium pro Liter Wasser
gemäß der Freigaberegelung
(uneingeschränkte Freigabe, §
29 StrlSchV, Anlage III, Tab.
1, Sp. 5). Zum Vergleich: na-
türliches Grundwasser hat ei-
nen Tritiumgehalt von ledig-
lich etwa 0,5 Becquerel pro
Liter. Derzeit gibt es laut An-
merkung in der neuen Trink-
wasserverordnung zudem
auch noch keine Prüfvor-
schrift für die Ermittlung von

Tritium im Trinkwasser. Eine
solche will man sich erst noch
später überlegen und festle-
gen. Und es soll auch dann
keine obligatorische Überprü-
fung der Tritiumkonzentration
im Trinkwasser geben. Für
den Normalfall, ohne beson-
deren Anlaß, so der Inhalt ei-
ner zweiten Anmerkung im
Verordnungstext, soll eine
Überprüfung der Tritiumkon-
zentration nicht stattfinden. l

Das von Niedrigdosisstrah-
lung ausgehende Gesundheits-
risiko ist bisher offenbar in
der Regel unterschätzt wor-
den. Denn die Radioaktivität
beschädigt nicht nur diejeni-
gen Zellen, die direkt von der
Strahlung getroffen wurden,
sondern auch benachbarte
Zellen. Das berichten ameri-
kanische Wissenschaftler um
Hongning Zhou und Tom K.
Hei vom Zentrum für Strah-
lenforschung der Columbia
Universität in New York jetzt
in der Ausgabe der Procee-
dings der amerikanischen Na-
tionalen Akademie der Wis-
senschaften vom 4. Dezember
2001. Demnach ist jedenfalls
für die Beurteilung von Al-
phastrahlung die gegenwärtig
vorherrschende Modellan-
nahme zu revidieren, daß die
Krebsgefahr schwacher Strah-
lung um so niedriger ist, je
weniger Zellen von radioak-
tiven Strahlen getroffen wer-
den. „Unsere Daten zeigen,
daß einzelne Zellen keines-
wegs der Angriffspunkt für
die Strahlung sind“, wider-
sprechen die Forscher.
Die Wissenschaftler bestrahl-
ten Hybridzellen von Mensch
und Hamster mit Alphastrah-
lung geringer Flußdichte und
arbeiteten dabei mit einem äu-
ßerst präzisen Strahl, der es

ermöglichte, den Kern einzel-
ner Zellen exakt von einem
einzelnen Alphateilchen zu
treffen. Dabei war die festge-
stellte Mutationsrate in den
bestrahlten Zellproben viel
höher, als aufgrund der direkt
getroffenen Zellkerne zu er-
warten gewesen wäre. Lenk-
ten die Forscher die Strahlung
auf 10 Prozent der Zellpopu-
lation, so waren anschließend
praktisch ebenso viele Zellen
mutiert, als wenn jede Zelle
der Population von einem Al-
phateilchen getroffen worden
wäre. Es machte also für die
Schadwirkung keinen Unter-
schied, ob alle oder nur 10
Prozent der Zellen von einem
radioaktiven Teilchen getrof-
fen worden waren. Traf der
Alphastrahl auf 5 Prozent der
Zellpopulation, so lag die
Mutationsrate bei 58 Prozent
derjenigen, die nach Bestrah-
lung aller Zellen zu verzeich-
nen war. Als Fernwirkung
wurden sogar Brüche in den
Chromosomen registriert.
Um das Ergebnis zu überprü-
fen, unterbrachen die Forscher
die Kommunikation zwischen
den Zellen. Dies verringerte
die Schäden im Erbgut der
neben den Getroffenen lie-
genden Zellen erheblich. Die
getroffenen Zellen geben of-
fenbar ein Signal ab, das im

Erbgut benachbarter Zellen
ebenfalls Veränderungen her-
vorruft. Schon früher hatten
die Forscher beobachtet, daß
von Alphastrahlen getroffene
Zellen mit einer erhöhten Pro-
duktion des Krebsschutzpro-
teins p53 reagierten. Überra-
schenderweise trat dieser Ef-
fekt auch in benachbarten
Zellen auf. In Experimenten,
bei denen die Strahlung nur
das Zellplasma traf, kam es
trotzdem zu Erbgut-Mutatio-
nen im Zellkern, vermutlich
ausgelöst durch oxidative
Substanzen.
Die Art des Signals der getrof-
fenen Zellen ist bisher noch
nicht näher bestimmt, wird
aber offenbar durch winzige
Löcher in den Zellmembranen
verschickt, die blockiert wer-
den können. Dann bleiben die
Strahlenschäden auf die je-
weils direkt getroffene Zelle
beschränkt.
Nach der Überzeugung der
amerikanischen Wissenschaft-
ler sollte jedenfalls die Wir-
kung von Alphastrahlung im
Niedrigdosisbereich nicht
mehr nach einem linearen,
sondern nach einem überlinea-
ren Dosis/Wirkungs-Modell
berechnet werden. Diese Er-
gebnisse sind unter anderem
für eine neue Beurteilung der
niedrigen Dosisbelastungen
von alphastrahlendem Radon-
gas in Häusern von besonderer
Bedeutung.
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Hei: Radiation risk to low fluen-
ces of (alpha) particles may be
greater than we thought. Proc.
Natl. Acad. Sci., Vol. 98, Iss. 25,
p. 14410-14415, Dec. 4, 2001. l

Katastrophenschutz

10 Millionen
Jodtabletten für
Irland, weil die
neue Mox-Anlage
in Sellafield ihren
Betrieb aufge-
nommen hat

In der Nacht zum 23. Dezem-
ber 2001 ist die umstrittene,
um eine Fabrik zur Herstel-
lung von Mischoxid-Brenn-
elementen (MOX) erweiterte
britische Wiederaufarbei-
tungsanlage in Sellafield an-
gefahren worden. Der volle
Betriebszustand soll im Okto-
ber 2002 erreicht werden. Der
für Atomangelegenheiten zu-
ständige irische Minister Joe
Jacob hat die Entscheidung
der britischen Regierung „ei-
nen Akt höchster Arroganz“
genannt. Zuvor hatte Irland
vergeblich versucht, beim In-
ternationalen Seegerichtshof
in Hamburg eine einstweilige
Verfügung gegen Sellafield zu
erwirken (Strahlentelex 358-
359/Dezember 2001). Jetzt hat
sich auch die norwegische
Regierung an die Seite Irlands
gestellt. Wie der norwegische
Umweltminister Brenda im
Dezember 2001 in Dublin er-
klärte, bereite seine Regierung
ähnliche internationale Klagen
vor wie Irland. Irland habe in
Hamburg nicht etwa verloren,
weil es unrecht habe, sondern
weil das internationale Um-
weltrecht längst nicht mehr so
wirksam sei, wie es sein
sollte. Die Dubliner Regie-
rung hatte unter anderem das

Strahlenwirkungen

Die Schadwirkungen greifen
von den getroffenen Zellen
auf die benachbarten über
Das lineare Dosis/Wirkungs-Modell unterschätzt die
Effekte der Niedrigdosisstrahlung
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Risiko durch eine terroristi-
sche Bedrohung zum Gegen-
stand der Klage in Hamburg
gemacht. Anfang Dezember
war zwar der irische Antrag
auf Erlaß einer einstweiligen
Verfügung abgewiesen wor-
den, der Gerichtshof hat aber
beiden Regierungen aufgege-
ben, bei der Sicherung Sella-
fields zusammenzuarbeiten
und entsprechende Vorschläge
einzureichen, was London und
Dublin am 17. Dezember
2001 getan haben.

Im Frühjahr 2002 will die iri-
sche Regierung nun zehn
Millionen Jodtabletten an alle
Haushalte der Republik ver-
teilen. Verteidigungsminister
Smith sagte Presseberichten
zufolge, damit solle für den
Fall vorgesorgt werden, daß
sich in Sellafield eine Kata-
strophe ereigne. Die Iren wer-
den angehalten, die Tabletten
„sorgsam aufzubewahren, erst
im Notfall zu schlucken und
vorher die Gebrauchsanwei-
sung zu lesen“. Die Mox-An-
lage von Sellafield soll abge-
brannte Atombrennstäbe unter
anderem aus Japan und
Deutschland annehmen, auf-
bereiten und zurückliefern. l

Katastrophenschutz

Die Versorgung
mit Kalium-Jodid
im Katastrophen-
fall ist nicht gelöst

Bayerischer Ärztetag ap-
pelliert an das Problem-
bewußtsein der Ärzte

An das Problembewußtsein
der Ärzteschaft, für eine Ver-
besserung der Jodversorgung,
vor allem für Kinder und
Schwangere zu sorgen, ap-
pellierte die Bayerische Ärz-
tekammer auf ihrem Ärztetag
am 13. Oktober 2001 in Deg-
gendorf. Abgesehen von der
Prophylaxe von Jodmangel-
schäden (Struma, autonome
Zellen) nehme eine mit Jod
ausreichend versorgte Schild-
drüse im Zweifelsfall weniger
radioaktives Jod auf als eine

„Jodmangel-Schilddrüse“. Die
Bevorratung und Verteilung
im Katastrophenfall sei nicht
gelöst, es müsse eine weitge-
hend dezentrale Bevorratung
und Verteilung mit Kalium-
Jodid sichergestellt werden.
Auch die Rahmenrichtlinien
für den Katastrophenfall seien
nicht realistisch und müßten
dringend überarbeitet werden.
So seien zum Beispiel
Schutzmaßnahmen nur in ei-
nem Umkreis bis maximal 25
Kilometer um ein Atomkraft-
werk vorgesehen und die
Verteilung von Jodidtabletten
erfolge praktisch erst beim
Durchzug einer radioaktiven
Wolke. Bereits 8 Stunden
nach der Belastung durch eine
radioaktive Wolke sei jedoch
laut Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) keine Wirk-
samkeit einer dann noch
durchgeführten medikamentö-
sen Jodblockade der Schild-
drüse mehr nachzuweisen.
Das vorgesehene Aufsuchen

Der Ursache für die auffallen-
de Zunahme der Häufigkeit
von Schilddrüsenkrebs bei
Kindern, die in einem Radius
von 150 Kilometern um den
Unglücksreaktor von Tscher-
nobyl leben, gingen japani-
sche und russische Wissen-
schaftler von der Nagasaki
University School of Medi-
cine, der Radiation Effects
Research Foundation in Hiro-
shima und dem belorussischen
Gomel Specialized Medical
Dispensary nach. Wie Yoshi-
sada Shibata und Kollegen
jetzt in der Zeitschrift The
Lancet berichten, untersuchten
sie dazu 21.601 Kinder, die
vor und nach dem Reaktorun-
glück vom 26. April 1986 ge-
boren worden waren (The
Lancet, Vol. 358, Dec. 8,

2001, p. 1965-1966). Keine
Erkrankungen an Schilddrü-
senkrebs fanden sie demnach
unter 9.472 Kindern der Ge-
burtsjahrgänge 1987 bis 1989
und eine Schilddrüsenkrebs-
erkrankung (0,04 Prozent)
unter 2.409 zwischen dem 27.
April und dem 31. Dezember
1986 geboren Kindern. 31
Schilddrüsenkrebserkrankun-
gen (0,32 Prozent) gab es da-
gegen unter 9.720 Kindern,
die zwischen dem 1. Januar
1983 und dem 26. April 1986
geboren worden waren. Alle
gefundenen Schilddrüsenkreb-
se erwiesen sich als papilläre
Adenokarzinome. Entspre-
chende Reihenuntersuchungen
waren zwischen dem 2. Fe-
bruar 1998 und dem 22. De-
zember 2000 an allen Schulen

des Untersuchungsgebietes
durchgeführt worden. Diese
Ergebnisse zeigen einen signi-
fikanten (p = 0,006) Effekt
des kurzlebigen radioaktiven
Tschernobyl-Fallouts, speziell
von Jod-131 und Jod-133, er-
rechneten Shibata und Kolle-
gen. l

Tschernobyl-Folgen

Fehlbildungen
bei Neugebore-
nen in Bayern
In Gesamt-Bayern war die
Fehlbildungsrate bei Neuge-
borenen im Jahr nach
Tschernobyl gegenüber dem
Trend der Jahre 1984 bis
1991 nicht erhöht. Aller-
dings ist im südlichen Teil
des Freistaates, der durch
den radioaktiven Fallout
stärker belastet war, die
Fehlbildungsrate Ende 1987
nahezu doppelt so hoch wie
in Nordbayern. Im Novem-
ber und Dezember 1987
zeigt die Fehlbildungsrate in
den bayerischen Landkrei-
sen eine hochsignifikante
Abhängigkeit von der Cäsi-
um-Bodenkontamination.
Das Verhältnis der Fehlbil-
dungsraten in Süd- und
Nordbayern korreliert zeit-
lich mit der um sieben Mo-
nate verschobenen Cäsium-
belastung der Schwangeren.
Das ermittelte der Münch-
ner Diplom-Physiker Dr.
Alfred Körblein und stellte
seine Ergebnisse jetzt in der
Dezember-Ausgabe 94/2001
des Informationsbriefes Um-
weltnachrichten des Um-
weltinstituts München in ei-
nem Zwischenbericht vor.

Körbleins zufolge ist Bayern
das einzige deutsche Bundes-
land, in dem Daten zu kindli-
chen Fehlbildungen vor und
nach Tschernobyl erfaßt wur-
den. Das geschah im Auftrag
des Bayerischen Staatsmini-
steriums für Landesentwick-
lung und Umweltfragen. Die
an den Kliniken erhobenen
Daten wurden dem Institut für

von Ausgabestellen für Jod-
tabletten durch die Bevölke-
rung im Katastrophenfall
konterkariere zudem die Auf-
forderung, im Hause zu blei-
ben. Es stelle sich die Frage,
ob Kalium-Jodidtabletten
nicht besser in der Hausapo-
theke in den Haushalten selbst
gelagert werden sollten. Der
Bayerische Ärztetag forderte
seinen Kammervorstand auf,
die Fortbildung der bayeri-
schen Ärztinnen und Ärzte in
diesem Bereich zu intensivie-
ren. Der Antrag war auf Ini-
tiative der Münchner Ärzte
Dr. Böse-O'Reilly und Dr.
Gloning beschlossen worden,
nachdem zuvor bereits ein
wortgleicher Antrag vom Um-
weltausschuss des Ärztlichen
Kreis- und Bezirksverbandes
München erarbeitet und von
der Delegiertenversammlung
der regionalen ärztlichen Stan-
desvertretung am 14. Dezem-
ber 2000 beschlossen worden
war. l

Tschernobyl-Folgen

Hohes Schilddrüsenkrebsrisiko
für Kinder bis zu einem Alter von
10 Jahren bei Strahlenbelastung
Kurzlebige Anteile des Tschernobyl-Fallouts als
Ursache nachgewiesen


